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Rechtsanwalt in Bad Homburg v. d. H.

Wie auf dem Beipackzettel medizinischer Präparate auf Nebenwirkungen hingewiesen wird, sei daher auch den hier vorgestellten Texten folgender Warnhinweis vorangestellt:

Hinweis
Verwenden Sie den nachfolgenden Mustervertrag nur nach sorgfältiger Anpassung an Ihre individuelle Situation und auf Ihre jeweiligen Interessen im Vertragsgefüge. Lassen Sie die nach Ihrer Ansicht angepassten und ausformulierten Texte vor der endgültigen Unterzeichnung in jedem Fall durch einen ausgewiesenen Vertragsjuristen überprüfen und „absegnen“. Übernehmen Sie niemals die Mustertexte ohne Veränderung oder Anpassungen! Das Haftungsrisiko einer solchen Verwendung wäre zu groß.
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1. 
Allgemeine Hinweise
Auf der Grundlage der Empfehlungen in Unterabschnitt 7.2 des Rechtsgutachtens zu Verwertungsfragen
 (P022021) sollen nun im Folgenden Mustertexte und Regelwerke (zumindest beispielhaft) entwickelt werden. Dabei wird wieder nach den drei Bereichen Arzt-/Patienten-Verhältnis, Arzt-/Forschungsnetz-Verhältnis und Forschungsnetz/Dritter -Verhältnis differenziert.
Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei den vorgeschlagenen Texten, Checklisten etc. um idealtypische bzw. standardisierte Ausarbeitungen handelt, die in der Praxis stets auf die individuellen Bedürfnisse, Verhältnisse und Positionen der Beteiligten anzupassen sind. Eine 1:1-Übernahme der Texte wird nur in den seltensten Fällen möglich sein. Dies ist quasi als „Warnhinweis“ gegen die vorschnelle Verwendung der nachfolgenden Beispiele in unveränderter Form zu verstehen.
2. Informationen und Erklärungen im Arzt-/Patientenverhältnis 

Wie im Unterabschnitt 7.2.1 dargelegt
, sind sowohl die Patienteninformation und ‑einwilligung als auch Regelungen zu Aufwandsentschädigungen unter datenschutzrechtlichen Aspekten in anderen Gutachten zu klären; für sie wird hier deshalb auf Hinweise zu vertraglichen Formulierungen verzichtet. 
Verwertungsrechtliche Regelungen sind zwischen Arzt und Patient nicht zu treffen, da Verwertungsrechte des Patienten weder an seinen Daten noch an wissenschaftlichen Ergebnissen und Produkten entstehen. 
Hinweise auf Verwertungsrechte sollten dem Patienten allerdings dann gegeben werden, wenn ihm Texte, Tabellen, Forschungsberichte o. ä. ausgehändigt werden und an diesen Urheberrechte (auch) des Arztes und/oder beispielsweise (von Mitarbeitern) eines Forschungsnetzes bestehen. Sinnvollerweise werden diese Hinweise wie allgemein bei Druckwerken üblich direkt auf dem einzelnen Exemplar des Textes/der Tabelle/des Forschungsberichts angebracht. Dies hat zugleich den Vorteil gegenüber einem nur dem Patienten direkt gegebenen Hinweis, dass der Urheberrechtshinweis mit dem Werk untrennbar verbunden ist und bei einer Weitergabe des Originals an Dritte sich auch an diese richtet. Der Hinweis könnte wie folgt lauten:
„Dieses Werk einschließlich aller seiner Teile ist urheberrechtlich geschützt. Jede Verwertung, die das Urheberrechtsgesetz nicht ausdrücklich zulässt, bedarf der vorherigen Zustimmung des Verlages/Forschungsnetzes (Unzutreffendes wäre zu streichen!).

Insbesondere gilt dies für Vervielfältigungen, Bearbeitungen, Übersetzungen und Verbreitungshandlungen jedweder Art.“
3. Informationen und Vereinbarungen im Arzt-/Forschungsnetz-Verhältnis

Die im Unterabschnitt 7.2.2 als nützlich bzw. erforderlich festgehaltenen Regelungen und Hinweise sollten in den ohnehin zwischen dem teilnehmenden Arzt und dem Forschungsnetz abzuschließenden Vertrag integriert werden.
Dieser „Arztvertrag“ soll und kann im folgenden nicht vollständig ausformuliert werden. Um eine Orientierung zu ermöglichen, an welchen Stellen eines „Arztvertrages“ die betreffenden Regelungen und Hinweise sinnvollerweise angesiedelt werden können, wird hier aber die Form eines weitgehend „leeren“ Vertrags gewählt, bei dem Regelungspunkte, die mit der hier behandelten Materie nichts zu tun haben, nur als Überschrift erwähnt werden.
Folgender Aufbau scheint denkbar:
VERTRAG
zwischen


, 




(Name)
(Anschrift)
nachfolgend: „teilnehmender Arzt“
und dem Kompetenznetz ...

nachfolgend „Forschungsnetz“
über die Bereitstellung von Patientendaten.
Präambel
(Anmerkung: Hier sollte das jeweilige Forschungsprojekt kurz beschrieben werden.)
§ 1  Gegenstand des Vertrages
Das Forschungsnetz beauftragt den teilnehmenden Arzt, Behandlungsdaten von ihm behandelter Patienten nach Maßgabe der nachfolgenden Regelungen im Rahmen des in der Präambel beschriebenen Vorhabens bereitzustellen.
(Anmerkung: Die Einzelheiten zu dieser Vertragsklausel (Datenarten, Datenformate, Mengengerüst etc.) können auch in einer Anlage zu dem Vertrag näher beschrieben werden.)
§ 2  Aufgaben des Forschungsnetzes
(Anmerkung: Hier sind die Aufgaben kurz darzustellen, die das Forschungsnetz gegenüber dem Arzt wahrzunehmen hat, so etwa umfassende Informationen über das Forschungsvorhaben, Bereitstellung von Patienteninformationen und Patienteneinwilligungserklärungen zur Verwendung durch den Arzt etc., aber auch die Pflicht des Forschungsnetzes zur datenschutzkonformen Verarbeitung der Daten.)
§ 3  Aufgaben des teilnehmenden Arztes
(1)
Datenerhebung, Datenübermittlung, Einhaltung einer bestimmten Form/Technik; letzteres könnte in einer Anlage zum Vertrag konkretisiert werden.
(2)
Verpflichtung zur Einholung von Einwilligungen der Patienten bei ordnungsgemäßer gleichzeitiger Information, Verwendung der von der Forschungseinrichtung bereitgestellten Formulare.
(3)
Unverzügliche Mitteilung an das Forschungsnetz, wenn ein Patient seine Einwilligung widerruft.
(4)
Eventuell ist an eine Untergrenze bezüglich der Datenbereitstellung durch den Arzt zu denken. Erweist er sich als „Karteileiche“, könnte man die Kündigung vorsehen.
§ 4  Verantwortlichkeiten, Haftung
(1)
Für die Einhaltung gesetzlicher sowie allgemein anerkannter medizinisch-ethischer Vorgaben sind die Parteien in ihrem jeweiligen Einflussbereich selbst verantwortlich.
(2)
Der Arzt haftet dem Forschungsnetz für Schäden, die dem Forschungsnetz aus der Bereitstellung fehlerhafter Patientendaten entstehen und der Arzt dies aufgrund vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verhaltens zu vertreten hat.
(3)
Die Parteien stellen sich wechselseitig von Ansprüchen Dritter frei, die diese gegen die jeweils andere Partei aufgrund gesetz- oder vertragswidrigen Verhaltens einer Partei gegen die jeweils andere Partei geltend machen.
§ 5  Rechte an Arbeitsergebnissen
(1)
Der teilnehmende Arzt räumt dem Forschungsnetz für alle im Rahmen des in der Präambel genannten Forschungsvorhabens erzielten urheberrechtlich oder anderweitig sonderrechtlich geschützten Arbeitsergebnisse die ausschließlichen Verwertungsrechte ohne zeitliche und räumliche Begrenzung ein. Dies gilt auch für derzeit noch nicht bekannte Verwertungsformen. Die Regelungen der Absätze (2) und (3) bleiben unberührt.
(2)
Dem teilnehmenden Arzt ist es gestattet, die im Rahmen des in der Präambel genannten Forschungsvorhabens gewonnenen Erkenntnisse für eigene wissenschaftliche Zwecke zu nutzen.
(3)
Wirkt der teilnehmende Arzt über seine in § 3 dieses Vertrags beschriebenen Pflichten hinaus an der Ausarbeitung der wissenschaftlichen Erkenntnisse oder mit diesen im Kontext stehenden Produkten mit, so hat er einen Anspruch gegenüber dem Forschungsnetz, in einer dem Grad seiner Mitwirkung entsprechender Weise bei Publikation der Ergebnisse bzw. beim Vertrieb der Produkte genannt zu werden. Die konkrete Nennung stimmen die Parteien in diesem Fall einvernehmlich ab.
(4)
(Anmerkung:
Denkbar ist auch, dem Arzt die Bereitstellung von Forschungsberichten, spezielle Informationszugänge o. ä. zuzusagen.)
§ 6  Vergütung
(1)
Der teilnehmende Arzt erhält vom Forschungsnetz für die Erfüllung der in § 3 dieses Vertrages beschriebenen Aufgaben eine Vergütung in Höhe von € ............. inkl. MwSt.

(Anmerkung: Hier sind Sätze pro Patient ebenso denkbar wie eine Pauschalvergütung; auch eine Regelung zusätzl. MwSt. ist natürlich denkbar.)
(2)
Erbringt der teilnehmende Arzt über die Aufgaben des § 3 dieses Vertrages hinaus weitere Mitwirkungsleistungen, so stimmen sich die Parteien über deren Vergütung einvernehmlich ab. Eine betreffende Zusatzvereinbarung ist als Anlage und Vertragsbestandteil diesem Vertrag ergänzend beizufügen.
(3)
Die Vergütung wird wie folgt fällig: ...
(Anmerkung: Wie die Fälligkeitsregelungen getroffen werden, ist nicht zuletzt vom Volumen abhängig. Auch sollte vereinbart werden, ob hierzu eine Rechnungsstellung durch den Arzt erforderlich ist.)
§ 7  Vertraulichkeit, Datenschutz
(1)
Die Parteien verpflichten sich, alle im Rahmen dieses Vertrages erlangten Daten und Informationen vertraulich zu behandeln und im Rahmen des Vertragszweckes zu nutzen.
(2)
Die Parteien verpflichten sich, ihre Mitarbeiter und Erfüllungsgehilfen in einer den Regelungen des Absatzes (1) entsprechenden Weise zu verpflichten, insbesondere auf das Datengeheimnis nach § 5 BDSG.
(3)
Der teilnehmende Arzt wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass das Forschungsnetz aus den vom Arzt übermittelten Daten Rückschlüsse auf sein Dokumentationsverhalten ziehen kann („Metadaten“). Das Forschungsnetz sichert zu, diese Metadaten nur im Rahmen datenschutzrechtlicher Vorgaben und ausschließlich zu Zwecken des in der Präambel dieses Vertrages beschriebenen Forschungsvorhabens zu erheben, zu verarbeiten und zu nutzen.
§ 8  Laufzeit, Kündigung

..............................
§ 9  Rechtswahl, Gerichtsstand
Dieser Vertrag unterliegt ausschließlich deutschem Recht.
§ 10  Salvatorische Klausel
Sollte eine der Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, wird hiervon die Wirksamkeit der übrigen vertraglichen Bestimmungen nicht berührt.

Ort, Datum

Ort, Datum

Forschungsnetz

teilnehmender Arzt
4. Vereinbarungen des Forschungsnetzes mit Patienten und Dritten
Für Vereinbarungen zwischen Forschungsnetzen mit Patienten und Dritten werden nachfolgend exemplarische Klauseln/Regelwerke vorgeschlagen. Dabei erübrigen sich Beispiele für das Verhältnis mit Patienten, da insoweit (wie weiter oben ausgeführt) die Notwendigkeit für solche Vereinbarungen nicht gesehen wird. Für das Verhältnis zu Dritten präsentieren wir im Folgenden eine Verwertungsklausel für Forschungsnetz-Satzungen (1); für Arbeitsverträge, sofern das Forschungsnetz eigene Arbeitnehmer hat (2); für Auftragnehmer im Rahmen von Werkverträgen (3); weiterhin einen Lizenzvertrag mit Dritten (4); eine Verwertungsklausel für einen Vertrag mit einem Verlag, der Studien, Gutachten u.ä. publiziert (5) sowie eine Geheimhaltungsvereinbarung (6).
4.1. Verwertungsklausel in der Satzung

Der Rechtsklarheit förderlich wäre es, wenn satzungsmäßig verankert werden könnte, dass die alleinigen Verwertungsrechte an Arbeitsergebnissen des Forschungsnetzes ausschließlich bei diesem bzw. seinem Rechtsträger (etwa einem e.V.) liegen. Eine solche Regelung wird sich aber in der Regel politisch im Netz nicht durchsetzen lassen. Einen verwertungsrechtlichen Kompromiss stellt aber die nachfolgende Satzungsklausel dar:
§ XX Verwertungsrechte
(1)
Die nachfolgenden Regelungen für die Verwertung gelten für alle Projekte und Ergebnisse, die im Rahmen der satzungsmäßigen Aufgaben des Netzes, unter Einsatz von Netzmitteln oder im Rahmen solcher Vorhaben entstanden sind, für die das Netz Mittel von Dritten beschafft hat. Eventuell abweichende vertragliche Vereinbarungen im Einzelfall zwischen dem Netz und einer oder mehreren Studiengruppen gehen diesen Bestimmungen vor. Ergebnisse im Sinne dieser Regelung sind dabei urheberschutzfähige Gegenstände, patentfähige Ergebnisse, Marken, Publikationen jeder Art, Know-how und vergleichbare dem rechtlichen Schutz zugängliche Gegenstände.
(2)
Im übrigen gilt für die Verwertung folgendes:
a)
Die im Rahmen einer Förderung erarbeiteten Ergebnisse unterliegen der Verwertung durch den entsprechenden Zuwendungsempfänger. Die Projektleiter verpflichten sich, ihre Ergebnisse im Rahmen einer Gesamtdarstellung der Arbeit des Netzes diesem zur Verfügung zu stellen.
b)
Die an einem Projekt beteiligten Mitarbeiter sollten in angemessener Weise als Autoren berücksichtigt werden. Die Festlegung der Autorenschaft und der Reihenfolge der Autoren lieht in der Hand der verantwortlichen Projektleiter. Im Konfliktfall wird die Entscheidung vom Vorstand des Netzes getroffen.
c)
Bei allen öffentlichen Mitteilungen ist im Falle einer Förderung durch das Netz auf diesen Umstand hinzuweisen. Der Hinweis hat in folgender Form zu erfolgen: „Das diesem Bericht zugrundeliegende Vorhaben wurde durch Mittel des ... gefördert. Die Verantwortung für den Inhalt dieser Veröffentlichung liegt beim Autor.“
d)
Zusätzlich zum Hinweis auf die Förderung ist bei Kongressbeiträgen, Folien und auf Postern in Posterform das Logo des Netzes in den Titel zu integrieren.
e)
Bei Veranstaltungen, die vom Netz ausgerichtet werden, wird die äußere Form der Präsentationen vom Netz-Vorstand festgelegt.
(3)
Die Verwertungsrechte an den vom Netz aufgebauten Datenbanken liegen ausschließlich beim Netz. Die Rechte an den Datenzulieferungen der Mitglieder zu diesen Datenbanken liegen in gleicher Weise beim Netz und den Mitgliedern, die diese Daten auch für eigene Zwecke verwerten dürfen. Scheidet ein Mitglied aus dem Netz aus, hat dies keine Auswirkungen auf die Rechte an den Datenbanken und den Zulieferungen zu den Datenbanken. Insbesondere kann das ausscheidende Mitglied keine Herausgabe oder Löschung der von ihm zugelieferten Datenbestände verlangen.
4.2. Verwertungsklausel in Arbeitsverträgen

Sofern ein Forschungsnetz selbst Arbeitnehmer beschäftigt, könnte in deren Arbeitsvertrag folgende Klausel eingefügt bzw. nachträglich vereinbart werden:
§ YY Verwertungsrechte und Erfindungen, Rechte Dritter
(1)
Es besteht Einigkeit zwischen den Vertragsparteien, dass die ausschließlichen Nutzungs- und Verwertungsrechte an urheberrechtlich geschützten Werken, die der Arbeitnehmer während seiner Anstellung im Rahmen des Arbeitsverhältnisses fertigt, dem Arbeitgeber (= Forschungsnetz) zustehen, ohne dass dieser hierfür ein weiteres Entgelt an den Arbeitnehmer zu zahlen hat. Gleiches gilt für andere Schutzrechte an von dem Arbeitnehmer im Rahmen seiner vertraglich geschuldeten Tätigkeit entstandenen und dem rechtlichen Schutz zugänglichen Arbeitsergebnissen.
(2)
Absatz (1) bezieht sich auch auf Entwurfsmaterialien, die vom Arbeitnehmer im Rahmen seiner Tätigkeit für den Arbeitgeber von ihm gefertigt werden und dem Rechtsschutz zugänglich sind.
(3)
Der Arbeitnehmer wird bei seiner Tätigkeit streng darauf achten, nicht in Rechte Dritter, insbesondere in gewerbliche Schutzrechte Dritter, unbefugt einzugreifen.
4.3. Verwertungsklausel in Werkverträgen

Beauftragt ein Forschungsnetz einen externen Dritten mit der Erstellung eines urheberrechtlich geschützten Werkes (Gutachten, Software, Datenbankwerke etc.), empfiehlt es sich stets eine Übertragung aller Verwertungsrechte (also Einräumung des ausschließlichen Verwertungsrechts) zu vereinbaren. Ob das in jedem Fall gelingt, hängt natürlich auch von der Marktmacht der beteiligten Parteien ab.
Eine solche Rechteübertragungsklausel in einem Werkvertrag könnte wie folgt lauten:
§ NN Rechteübertragung, Nutzungsrechte
(1)
Der Auftragnehmer überträgt dem Auftraggeber (= Forschungsnetz) mit der vollständigen Bezahlung frei von Rechten Dritter die ausschließlichen Rechte an dem vertragsgegenständlichen Werk für eine räumlich, zeitlich und inhaltlich unbeschränkte Nutzung des Werks und der Dokumentation in jeder technischen Weise.
(2)
Die ausschließliche Rechteübertragung umfasst insbesondere auch die Rechte zur Weiterentwicklung des Werks und der zugehörigen Dokumentation.
(3)
Die Rechteübertragung bezieht sich auch auf unbekannte Nutzungen, die zur Zeit noch nicht allgemein angewandt oder technisch erst künftig möglich werden. Sie umfasst alle urheberrechtlichen Nutzungs- und Leistungsschutz- und sonstigen Rechte, die dem Auftragnehmer und allen an der Entwicklung Beteiligten aufgrund künftiger Rechtsentwicklung erwachsen.
(4)
Der Auftraggeber ist damit insbesondere zur jeweils vollständigen oder teilweisen Vervielfältigung, Verbreitung einschließlich der Vermietung, Vorführung oder Sendung mit magnetischen, optischen oder elektronischen Systemen jeder Art, zur Abspeicherung und zum Betrieb in Datenbankwerken und Netzwerken einschließlich Down-Loading-Zugriff berechtigt.
(5)
Die Rechteeinräumung umfasst insbesondere auch die Berechtigung zur Übersetzung in Fremdsprachen, den Transfer in andere Betriebssysteme, die Bearbeitung, die Veränderung des Arrangements und andere Umarbeitungen sowie alle Handlungen, die allgemein zum Laden, Anzeigen, Übertragen oder Speichern des vertragsgegenständlichen Werks erforderlich sind.
(6)
Der Auftraggeber kann seine Rechte ganz oder teilweise auf Dritte übertragen.
(7)
Der Auftragnehmer wird im Werk und dessen zugehöriger Dokumentation in angemessener Weise genannt.
(8)
Der Auftraggeber erwirbt mit der vollständigen Bezahlung das Eigentum an sämtlichen vertraglich geschuldeten beweglichen Sachen.
4.4. Lizenzvertrag mit Dritten

Will das Forschungsnetz Dritten Nutzungsrechte einräumen, geschieht das durch einen Lizenzvertrag. Mit diesem werden dem Dritten in der Regel einfache Verwertungsrechte (an einem urheberrechtlich geschützten Werk) eingeräumt. Der nachfolgende Beispielstext bezieht sich auf ein Computer-Programm (Software-Lizenz), ist aber in ähnlicher Form auch auf andere elektronische Produkte anwendbar, die Urheberschutz genießen (etwa Datenbankwerke).
Dies vorausgeschickt, könnte ein einfacher Lizenzvertrag wie folgt ausgestaltet werden:

Lizenzvertrag
zwischen dem
Forschungsnetz XXX, . . .

(Lizenzgeber)
und
..........................................

(Lizenznehmer)
Präambel
(kurze Beschreibung der beiden Parteien)
§  Leistungen des Lizenzgebers
(1)
Der Lizenzgeber liefert in elektronischer Form Computerprogramme (im folgenden: Software) an den Kunden (im folgenden: „Lizenznehmer“). Der Lieferumfang ergibt sich im einzelnen aus der jeweils aktuellen Produktbeschreibung, die als Anlage zu diesem Vertrag genommen wird (Anlage 1).
(2)
Installations-, Einweisungs- und Schulungsleistungen des Lizenzgebers bedürfen einer gesonderten Vereinbarung.
§ 2  Preise, Zahlungsbedingungen, Zahlungsverzug
(1)
Die Preise für die Software-Lizenzen ergeben sich aus der jeweils aktuellen Preisliste (siehe Anlage 2). Sie sind Nettopreise in Euro und verstehen sich zuzüglich Mehrwertsteuer und Versandkosten, soweit nicht ausdrücklich Abweichendes vereinbart ist.
(2)
Die Preise verstehen sich ohne Installation, Einweisung und Softwareanpassung sowie eventuelle Anpassung an Hardware oder andere Software. Diese und ähnliche Leistungen sind vom Lizenznehmer gesondert zu bestellen und zu vergüten.

(3)
Alle Rechnungen des Lizenzgebers sind, soweit nicht anders vereinbart, sofort und ohne jeden Abzug zu zahlen. Schecks und Wechsel werden nur zahlungshalber unter Abzug etwaiger Einziehungsgebühren angenommen.
(4)
 Der Lizenznehmer ist zur Aufrechnung nur berechtigt, wenn seine Gegenforderungen unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind. Zurückbehaltungsrechte stehen dem Lizenznehmer gegenüber dem Lizenzgeber nicht zu.
(5)
Kommt der Lizenznehmer mit dem Ausgleich einer Rechnung in Zahlungsverzug, ist der Lizenzgeber berechtigt, Verzugszinsen in Höhe von 8 % über dem Basiszinssatz zu berechnen. Die Verzugszinsen können höher angesetzt werden, wenn der Lizenzgeber eine Belastung mit einem höheren Zinssatz nachweist.
§ 3  Rechte des Lizenznehmers
(1)
Der Lizenzgeber gewährt dem Lizenznehmer ein einfaches, nicht ausschließliches und zeitlich unbefristetes Recht, die gelieferte Kopie der Software zu nutzen (im folgenden: „Lizenz“). § 7 Absatz (2) bleibt unberührt.
(2)
Ist in der Software ein Software-Produkt eines Dritten integriert, für den der Lizenzgeber als Unterlizenzgeber auftritt, so wird dem Lizenznehmer vom Lizenzgeber eine Unterlizenz (im folgenden ebenfalls: „Lizenz“) gewährt. Der Lizenznehmer verpflichtet sich, die Liefer- und Vertragsbedingungen des Dritten sowie die Urheber- und Verwertungsrechte des Softwareherstellers bzw. Lizenzinhabers anzuerkennen und die diesbezüglichen einschlägigen Gesetzesvorschriften zu beachten.
Anmerkung:
Diese Klausel entfaltet aber nur Wirkung, wenn dem Kunden vom Forschungsnetz beim Vertragsabschluss auch die entsprechenden Liefer- und Vertragsbedingungen des Dritten vorgelegt werden.
(3)
Die Lizenz gilt nur für die jeweils aktuelle Nutzung auf einem einzelnen Computer an jeweils einem Ort. Eine zeitgleich Nutzung oder Installation auf mehreren Computern ist nicht gestattet. Der Lizenznehmer ist jedoch berechtigt, von der Software eine Sicherungskopie herzustellen.
(4)
Hat der Lizenznehmer für die Software Mehrfachlizenzen erworben, so darf er Kopien der Software höchstens in der Anzahl seiner Lizenzen in Benutzung haben. Die Software ist in vorstehendem Sinn auf einem Computer „in Benutzung“, wenn sie in den temporären Speicher (RAM) geladen oder in einem permanenten Speicher (etwa einer Festplatte, CD-ROM oder anderen Speichervorrichtung) dieses Computers gespeichert ist. Dies gilt nicht, wenn eine entsprechend lizenzierte Kopie auf einem Netzwerkserver zu dem alleinigen Zweck der Verteilung an andere Computer installiert ist. Übersteigt die voraussichtliche Zahl der Benutzer der Software die Zahl der erworbenen Lizenzen, so hat der Lizenznehmer durch organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass die Anzahl gleichzeitiger Benutzungen die Anzahl der Lizenzen nicht überschreitet.
(5)
Der Lizenznehmer erwirbt Eigentum nur an dem ausgelieferten körperlichen Datenträger. An der Software selbst erwirbt er lediglich die in Absatz (1) beschriebenen Rechte. Insbesondere die Veröffentlichungs-, Vervielfältigungs-, Bearbeitungs und Verwertungsrechte an der Software bleiben dem Lizenzgeber bzw. dem Dritten im Sinne des Absatzes (2) vorbehalten.
§ 4  Pflichten des Lizenznehmers
(1)
Ohne vorheriges schriftliches Einverständnis des Lizenzgebers ist der Lizenznehmer nicht berechtigt, die Software entgeltlich oder kostenlos einem Dritten zu überlassen oder diesem die Nutzung zu gestatten.
(2)
Der Lizenznehmer darf ohne vorheriges schriftliches Einverständnis des Lizenzgebers die Software weder komplett oder teilweise abändern, noch übersetzen, zurückentwickeln, dekompilieren oder disassemblieren; ausgenommen sind die Fälle des §§ 69d und 69e UrhG.
(3)
Die Erstellung aus der Software abgeleiteter Werke ist dem Lizenznehmer untersagt.
§ 5  Urheberrechte und Vervielfältigung
(1)
Die Software ist urheberrechtlich geschützt. Sämtliche Urheberrechte bleiben dem Lizenzgeber vorbehalten. Insbesondere das Vervielfältigen, Verbreiten und Bearbeiten ist ohne ausdrückliche Einwilligung des Lizenzgebers untersagt. Im Falle der Zuwiderhandlung durch den Lizenznehmer ist der Lizenzgeber berechtigt, Schadensersatz zu verlangen.
(2)
Ist die Software nicht mit einem Kopierschutz versehen, so darf der Lizenznehmer nach § 3 Absatz (3) Satz 3 eine Sicherungskopie der Software anfertigen. Ein enthaltener Urheberrechtsvermerk darf dabei nicht entfernt werden. 
(3)
Sicherungskopien nach Absatz (2) sind mit einem entsprechenden Urheberrechtsvermerk zu versehen.
(4)
Das Kopieren oder anderweitige Vervielfältigungen der Software in abgeänderter Form oder das Zusammenspielen mit anderer Software sind untersagt.
§ 6  Einstehen für Pflichtverletzungen
(1)
Der Lizenzgeber gewährleistet, dass die Software zum Zeitpunkt der Übergabe an den Lizenznehmer unter normalen Betriebsbedingungen gemäß der jeweiligen Produktbeschreibung grundsätzlich brauchbar und fehlerfrei ist.
(2)
Eine Gewährleistung für das fehlerfreie Arbeiten der Software in allen Anwendungen und Kombinationen kann nach dem Stand der Technik nicht übernommen werden. Insbesondere übernimmt der Lizenzgeber keine Gewähr für die Brauchbarkeit der Software zu dem vom Lizenznehmer angestrebten Zweck und für die Zusammenarbeit der Software mit anderen Programmen oder von Dritten gelieferter Hard- und Software.
(3)
Ist der gelieferte Datenträger fehlerhaft, so kann der Lizenznehmer innerhalb von zwölf Monaten ab Lieferung vom Lizenzgeber eine Ersatzlieferung verlangen. Hierzu hat der Lizenzgeber die gesamte Software, eine eventuell gefertigte Sicherungskopie sowie eine Kopie der Rechnung zurückzureichen.
(4)
Hat der Lizenznehmer eine Unterlizenz erworben, so sind Mängel im Sinne des Absatzes (3) dem Lizenzgeber unverzüglich nach Zugang der Lieferung anzuzeigen.
(5)
Kann der Lizenzgeber einen Fehler im Sinne des Absatzes (3) nicht innerhalb einer angemessenen Frist beheben, so kann der Lizenznehmer Minderung verlangen, oder vom Vertrag zurücktreten.
(6)
Ist die Software nicht im Sinne des Absatzes (1) grundsätzlich brauchbar, so kann der Lizenznehmer die Rückabwicklung des Vertrages verlangen.
(7)
Der Lizenzgeber haftet nur für unmittelbare Schäden, die er vorsätzlich oder grobfahrlässig beim Lizenznehmer verursacht. Die Haftung für Mangelfolgeschäden ist ausgeschlossen. Im übrigen haftet der Lizenzgeber nur für voraussehbare Schäden, die er durch die schuldhafte Verletzung seiner essentiellen Vertragspflichten verursacht.
(8)
Für die Folgen fehlerhafter oder missbräuchlicher Anwendung der Software durch den Lizenznehmer steht dieser ausschließlich selbst ein. Er stellt den Lizenzgeber von Ansprüchen Dritten frei, die diese aufgrund von Rechtsverletzungen des Lizenznehmers gegen den Lizenzgeber geltend machen.
(9)
Der Lizenzgeber haftet nicht für Schäden aus höherer Gewalt. Das sind insbesondere durch Naturereignisse, kriegerische Einwirkungen, Tarifauseinandersetzungen und ähnliche Ereignisse verursachte Betriebsstörungen.
§ 7  Haftung und Vertragsverletzung des Lizenznehmers
(1)
Der Lizenznehmer haftet gegenüber dem Lizenzgeber für alle Schäden, die diesem aus der Verletzung der urheberrechtlichen Bestimmungen dieses Vertrages entstehen.
(2)
Verletzt der Lizenznehmer eine der Bestimmungen der §§ 2, 3 oder 4 dieses Vertrages, so erlischt seine erworbene Lizenz; einer Kündigungserklärung durch den Lizenzgeber bedarf es hierzu nicht. In diesem Falle ist der Lizenznehmer verpflichtet, die Original-Software nebst sämtlicher Kopien zu vernichten. Der Lizenznehmer hat eine schriftliche Bestätigung der Vernichtung an die aus der jeweiligen Produktbeschreibung ersichtliche Adresse des Lizenzgebers zu übersenden.
§ 8  Datenschutz, Vertraulichkeit, Referenzen
(1)
Der Lizenznehmer wird darauf hingewiesen, dass personenbezogene Daten beim Lizenzgeber in dem Umfang gespeichert und verarbeitet werden, als dies im Rahmen des Vertragverhältnisses erforderlich ist. Eine Weitergabe personenbezogener Daten an Dritte erfolgt außer in Fällen gesetzlicher Verpflichtungen hierzu nicht.
(2)
Beide Vertragparteien verpflichten sich, die ihnen im Rahmen dieses Vertrags bekannt gewordenen Angaben über den jeweils anderen Vertragspartner vertraulich zu behandeln, soweit es sich dabei nicht um in der Öffentlichkeit bereits bekannte Angaben handelt.
(3)
Der Lizenzgeber ist abweichend von den Regelungen des Absatzes (2) jedoch berechtigt, den Lizenznehmer als Referenzkunden zu Marketingzwecken zu benennen.
§ 9  Schriftform
(1)
Änderungen, Ergänzungen und die Aufhebung dieser Bedingungen sowie des Schriftformerfordernisses bedürfen der Schriftform.
(2)
Alle Anzeigen, Erklärungen und Kündigungen, die in diesem Vertrag ihre Grundlage finden, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Die Kündigung des Vertrags ist der jeweils anderen Partei per eingeschriebenem Brief zuzustellen.
§ 10  Rechteübertragung
Eine Vertragspartei ist nicht berechtigt, einzelne oder die gesamten Rechte aus diesem Vertrag ohne vorherige schriftliche Zustimmung der anderen Partei auf Dritte zu übertragen.
§ 11  Rechtswahl, Gerichtsstand, Erfüllungsort
(1)
Für das vorliegende Vertragsverhältnis gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Anwendung des Wiener UN-Übereinkommens über Verträge über den internationalen Warenkauf vom 11. April 1980 (BGBl. 1989 II S. 588) ist ausgeschlossen.
(2)
Für alle Rechtsstreitigkeiten aus diesem Vertrag wird  . . .  als Gerichtsstand vereinbart.

(3)
Erfüllungsort für alle Verbindlichkeiten aus dem Vertrag ist der Sitz des Lizenzgebers.
§ 12  Schlichtung
(1)
Bei allen Meinungsverschiedenheiten aus diesem Vertrag werden die Parteien vor einer Anrufung des Gerichts die Schlichtungsstelle der Deutschen Gesellschaft für Recht und Informatik e. V. (DGRI; www.dgri.de), anrufen, um den Streit ganz oder teilweise, vorläufig oder endgültig zu bereinigen.
(2)
Die Parteien gehen davon aus, dass die Schlichtungsordnung der DGRI e. V. fair und ausgewogen ist, die Schlichter neutral sind, die Schlichtung nicht zu einer Bindung an Tatsachenfeststellungen führt und der Rechtsweg zu den staatlichen Gerichten offen bleibt.
(3)
Das Schlichtungsverfahren hemmt mit dem Tage seiner Einleitung die Verjährungs- und Ausschlussfristen für alle Ansprüche aus dem streitigen Sachverhalt. Diese Hemmung endet einen Monat nach dem Abschluss des Schlichtungsverfahrens.
§ 13  Abschließende Regelung
(1)
Der vorliegende Vertrag einschließlich seiner Anlagen enthält alle Regelungen der Parteien hinsichtlich des Vertragsgegenstands. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Frühere Vereinbarungen und Festlegungen der Parteien zum Gegenstand dieses Vertrags verlieren mit dem Wirksamwerden dieses Vertrags ihre Gültigkeit.
(2)
Allgemeine Geschäftsbedingungen des Lizenznehmers sind nicht Gegenstand dieses Vertrags. Ihrer Geltung für zukünftige Vereinbarungen wird bereits jetzt widersprochen.
§ 14  Schlussbestimmungen
(1)
Weicht der Lizenzgeber im Einzelfall aus Kulanz- oder vergleichbaren Gründen von einzelnen Festlegungen dieses Vertrags zugunsten des Lizenznehmers ab, so stellt dies für den Lizenzgeber weder einen Verzicht auf die Rechtsposition aus dieser Festlegung dar, noch kann der Lizenznehmer daraus irgendwelche Rechts für gleichgelagerte oder ähnliche Fälle herleiten. 
(2)
Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrags unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so wird dadurch die Wirksamkeit des Vertrags im übrigen nicht berührt.
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4.5. Verwertungsklausel im Verlagsvertrag 

In der Regel wird sich ein Verlag bei der Publikation von Werken weitestgehend alle Verwertungsrechte von den Autoren einräumen lassen. Ist Vertragspartner des Verlags ein Forschungsnetz, kann dies eventuell im Verhandlungswege erreichen, dass ihm einzelne einfache Verwertungsrechte (etwa für die Zugänglichmachung des Werkes auf seiner Homepage oder zur Einstellung von Werken in ein eigenes Intranet) verbleiben. Eine Verwertungsklausel in einem klassischen Verlagsvertrag mit Autoren wird jedoch in der Regel wie folgt aussehen:
§ ZZ Rechteeinräumung
(1)
Die Verfasser übertragen dem Verlag für alle Auflagen und Ausgaben zeitlich, räumlich und inhaltlich unbeschränkt und weltweit für alle Sprachen und ohne Stückzahlbegrenzung das ausschließliche Recht zur Vervielfältigung und Verbreitung des ganzen oder eines Teiles des Werkes - auch in gekürzter Fassung - in Buchform (inklusive printing on demand) sowie - nicht ausschließlich - in elektronischer Form (offline, online) einschließlich Programmierung, Speicherung und Übertragung auf Datenträger und Datenausgabe.
(2)
Der Verlag ist zur Auswertung der in Absatz 1 genannten Nutzungsrechte und zur Wahrnehmung der hierfür im Gesetz festgelegten Vergütungsansprüche im eigenen Verlag oder durch Übertragung ausschließlicher oder einfacher Nutzungsrechte an fremde Unternehmen (Lizenzen), auch durch Beauftragung von Verwertungsgesellschaften oder Agenturen, berechtigt, aber, soweit in diesem Vertrag nichts anderes bestimmt ist, nicht verpflichtet.
(3)
Die Verfasser räumen dem Verlag auch die Nebenrechte an dem Werk ein, insbesondere das Recht des Vorabdrucks und des Nachdrucks (auch in Zeitungen und Zeitschriften), der Verfilmung, Rundfunksendung, Vermietung, Verleihung sowie zur Aufnahme in Sammlungen. Der Verlag kann das Recht zur Nutzung einzelner Abbildungen aus dem Werk im üblichen Rahmen weitergeben.
(4)
Soweit eine vertragsgemäße Nutzung durch den Verlag die Verbindung des Urheberrechts der Verfasser mit demjenigen anderer Bearbeiter zur Folge hat, wie zum Beispiel bei Übersetzungen in fremde Sprachen, Realisierung von Abbildungsideen, Programmierung für EDV etc., wird dies von den Verfassern hiermit genehmigt.
(5)
Sofern die Verfasser zur Abfassung des Werkes Mitautoren heranziehen, tragen sie dafür Sorge, dass diese die genannten Nutzungsrechte für die von ihnen eingebrachten Werkteile innehaben und vertragsgemäß an den Verlag übertragen.
4.6. Geheimhaltungsvereinbarung (NDA)

Das nachfolgend dargestellte Non-Disclosure-Agreement bezweckt den Know-how-Schutz im Verhältnis von Vertragspartnern. Dabei geht es vor allem auch um den Schutz solcher Ergebnisse, Erfahrungen, Daten etc., die dem Schutz durch die Mechanismen des Gewerblichen Rechtsschutzes nicht zugänglich sind. Dieses NDA hat aber im Gegenzug, wie nahezu alle vertraglichen Vereinbarungen, den Nachteil, dass es Rechtswirkungen auch nur im Verhältnis zwischen den Vertragsparteien und nicht gegenüber Dritten entfaltet.

Dies vorausgeschickt, könnte ein solches NDA wie folgt lauten:

Geheimhaltungsvereinbarung
zwischen dem

Forschungsnetz XXX, ...
und
.............

.............
§ 1 Vertragsgegenstand
(1)
Die Parteien verpflichten sich, alle ihnen im Rahmen ihrer Zusammenarbeit bekanntgewordenen oder bekanntwerdenden Betriebsgeheimnisse und sonstigen Informationen (im folgenden: „Informationen“) der jeweils anderen Partei nur für Zwecke ihrer Zusammenarbeit zu verwenden und insbesondere Dritten gegenüber nicht zu offenbaren oder zugänglich zu machen.
(2)
Informationen im Sinne des Absatzes (1) sind insbesondere Entwicklungs-, Forschungs-, Planungs- und Fertigungsdaten, Muster, Teile, Zeichnungen und Berechnungen, betriebswirtschaftliche, technische und kalkulatorische Angaben, personenbezogene Daten sowie Know-how, ungeachtet ihrer Form (schriftlich, mündlich, elektronisch oder sonstige Art der Kenntnisverschaffung) und technischen Aufbereitung.
§ 2 Mitarbeiter und Unterauftragnehmer
(1)
Die Parteien verpflichten sich, ihre jeweiligen Mitarbeiter und Unterauftragnehmer (Erfüllungsgehilfen) in einer den Vorgaben dieser Vereinbarung entsprechenden Weise zu verpflichten.
(2)
Die Parteien verpflichten sich, Informationen im Sinne dieser Vereinbarung an Mitarbeiter und/oder Unterauftragnehmer (Erfüllungsgehilfen) nur in dem Maße weiterzugeben, als dies für die jeweilige Zusammenarbeit unerläßlich ist.
(3)
Unterauftragnehmer (Erfüllungsgehilfen) setzen die Parteien nur nach Absprache mit der jeweils anderen Partei ein. Dies vorausgesetzt, sind sie nicht Dritte im Sinne des § 1 Absatz (1) dieser Vereinbarung.
§ 3 Ausnahmen
Die vorliegende Vereinbarung gilt nicht für Informationen, die
*
der jeweils anderen Partei bereits zum Zeitpunkt der Übermittlung durch die ande-
re Partei nachweislich bekannt waren;

*
zum Zeitpunkt ihrer Übermittlung durch die jeweils andere Partei bereits öffentlich bekannt waren;

*
nach der Übermittlung durch die jeweils andere Partei öffentlich bekannt werden, ohne dass dies der Partner dieser Vereinbarung zu vertreten hat;

*
dem allgemeinen Stand der Technik entsprechen.
§ 4 Eigentum, Herausgabe
(1)
Unabhängig von der Art und der Dauer ihrer Zusammenarbeit bleiben die Parteien uneingeschränkt Eigentümer ihrer an die jeweils andere Partei übermittelten Information und Unterlagen.
(2)
Beenden die Parteien ihre Zusammenarbeit, so reichen sie die von der jeweils anderen Partei erhaltenen Information und Unterlagen auf deren Anforderung zurück oder vernichten oder löschen diese und zeigen dies der anderen Partei schriftlich an.
(3)
Für Abschriften, Kopien und Auszüge gilt vorstehender Absatz (2) entsprechend.
§ 5 Pflichtverletzungen
(1)
Die Parteien haften einander bei Verletzungen ihrer Pflichten aus dieser Vereinbarung auf Ersatz des hierdurch entstandenen Schadens.
(2)
Den Parteien bleibt der Nachweis vorbehalten, dass der Schaden auch ohne die Verletzung nach Absatz (1) entstanden wäre.
(3)
Die Parteien verpflichten sich für jeden Fall der Zuwiderhandlung zur Zahlung einer Vertragsstrafe in Höhe von EUR 10.000,00 (in Worten: EURO zehntausend) an die jeweils andere Partei. Schadensersatzforderungen nach Absatz (1) bleiben unberührt.
§ 6 Laufzeit, Kündigung
(1)
Diese Vereinbarung tritt mit Unterzeichnung durch beide Parteien in Kraft. Sie endet zwei Jahre nach dem Ende der Zusammenarbeit und/oder den Verhandlungen der Parteien über eine mögliche Zusammenarbeit.
(2)
Das Recht der Parteien zur Kündigung der Vereinbarung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.
(3)
In Fällen der Kündigung nach Absatz (2) gilt Absatz (1) Satz 2 entsprechend.
§ 7 Schlussbestimmungen
(1)
Alle Anzeigen, Erklärungen und Kündigungen sowie Änderungen, Ergänzungen und die Aufhebung der Vereinbarung sowie dieses Schriftformerfordernisses bedürfen der Schriftform.
(2)
Es gilt ausschließlich deutsches Recht. Gerichtsstand ist der Sitz ...
(3)
Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar sein oder werden, so wird dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. 
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� Sofern der Lizenznehmer ein Verbraucher ist, ist diese Klausel zu streichen.





